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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


r. 66 Ausgegeben Danzig, den 12. Oktober 1938 
Tag Inhalt: Seite 
5. 10. 1938 en über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen (Jugendſchutz⸗ 
geen lll 8 


5. 10. 1938 Verordnung zur Ergänzung des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbe ä d i ker. in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 10. Februar 1938 (Gef. Bl. S. 80 5 5 9 
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163 Verordnung 
über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen 
(Jugendſchutzgeſetz). 
Vom 5. Oktober 1938. 
Inhaltsüberſicht 
Erſter Abſchnitt 8 13 Mehrarbeitsvergütung 
Allgemeine Vorſchriften 8 14 Arbeitsfreie Zeiten 
9 1 Geltungsbereich 3 15 7 
§ 2 Begrenzung des Geltungsbereichs a 17 9 905 1 Sun und ea 
K . 3 $ 18 Sonn- und Feiertagsruhe 
Zweiter Abſchnitt $ 19 Ausnahmen in Notfällen 
Kinderarbeit 8 20 Gefährliche Arbeiten 
9 4 Verbot der Kinderarbeit 9 21 Urlaub ; 
8 5 Kinderarbeit vor Beendigung der Volksſchulpflicht s 22 Offentliche Betriebe und Verwaltungen 
8 6 Kinderarbeit nach Beendigung der Volksſchulpflicht Vierter Abſchnitt 
Dritter Abſchnitt Durchführungsvorſchriften 


Arbeitszeit der Jugendlichen § 23 Aushänge und Verzeichniſſe 

8 7 Regelmäßige Arbeitszeit 8 24 Strafvorſchriften und Zwangsmaßnahmen 
9 8 Berufsſchule § 25 Beſchwerden 
8 9 Andere Verteilung der Arbeitszeit 8 26 Arbeitsaufſicht und Behördenzuſtändigkeit 
8 10 Vor⸗ und Abſchlußarbeiten 827 Ausführungsbeſtimmungen 
8 11 Behördliche Genehmigung von Arbeitszeitverlänge⸗ 8 28 Übergangsvorſchriften 

rungen § 29 Inkrafttreten 

8 30 


8 12 Höchſtgrenze für Arbeitszeitverlängerungen Anderung beſtehender Geſetze 


Vorſpruch 
Jugendſchutz iſt Volksſchutz 
Alle Jugendlichen zu ſeeliſch und körperlich geſunden Volksgenoſſen zu erziehen, iſt Pflicht jeder 
verantwortungsbewußten Staatsführung. 
Es iſt der Wille des Senats der Freien Stadt Danzig, der Jugend Schutz und Förderung zuteil 
werden zu laſſen und damit ihre Leiſtungsfähigkeit zu ſteigern. 
Dieſem Ziele dient die Verwirklichung folgender Grundgedanken: 
Kinderarbeit iſt grundſätzlich verboten. 
Die Jugendlichen werden durch Begrenzung der Arbeitszeit und durch Verbot der Nacht⸗ 
arbeit vor übermäßiger Beanſpruchung geſchützt. 
Die zur beruflichen Weiterbildung, zur körperlichen Ertüchtigung, zur Geſtaltung der Perſön⸗ 
lichkeit und zur ſtaatspolitiſchen Erziehung notwendige Freizeit wird ſichergeſtellt. 
Der Urlaub der Jugendlichen und ſeine ſinnvolle Ausnutzung werden gewährleiſtet. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 20. 10. 1938.) 
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Daher wird auf Grund des § 1 Ziffer 73 und 79 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (Geſetzblatt Seite 273) und des die Geltungsdauer dieſes 
Geſetzes verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (Geſetzblatt Seite 358 a) folgendes mit Geſetzeskraft 
verordnet: 
Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften 
8 1 
Geltungsbereich = 
(1) Dieſe Verordnung gilk für die Beſchäftigung von Kindern und Jugendlichen in einem Lehr⸗ 
oder Arbeitsverhältnis und mit ſonſtigen Dienſtleiſtungen, die der Arbeitsleiſtung in einem Lehr⸗ oder 
Arbeitsverhältnis ähnlich ſind. 
(2) Kind iſt, wer noch nicht vierzehn Jahre alt iſt. 
(8) Jugendlicher it, wer über vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alt iſt. Auf Jugendliche, 
die noch volksſchulpflichtig ſind, finden die Vorſchriften über die Beſchäftigung von Kindern Anwendung. 


8 2 
Begrenzung des Geltungsbereiches 
(1) Wegen der Eigenart der Arbeitsbedingungen bleibt einer beſonderen geſetzlichen Regelung vor- 
behalten die Beſchäftigung i 
1. in der Hauswirtſchaft, > 5 
2. in der Landwirtſchaft einſchließlich des Gartenbaues, der Imkerei, in der Forſtwirtſchaft, bei 
der Jagd und in der Tierzucht, 
3. in der Fiſcherei, in der See- und Binnenſchiffahrt, in der Flößerei und in der Luftfahrt, 
ausſchließlich der zugehörigen Land- und Bodenbetriebe. 
(2) Für Nebenbetriebe der im Abſ. 1 Nr. 2 genannten Wirtſchaftszweige gilt dieſe Verordnung, 
ſofern ſie ihrer Art nach unter dieſe Verordnung fallen und nicht nur für eigenen Bedarf arbeiten. 
(3) Auf die in Familienbetrieben beſchäftigten Jugendlichen, die mit dem Unternehmer oder deſſen 
Ehegatten bis zum dritten Grade verwandt ſind, finden nur die Vorſchriften des § 20 dieſer Verord⸗ 
nung über gefährliche Arbeiten Anwendung; die übrigen Vorſchriften gelten nur als Richtlinien, ſoweit 
nicht das Gewerbeaufſichtsamt im Bedarfsfalle für einzelne Betriebe ihre Befolgung zwingend anordnet. 
Ein Betrieb iſt ein Familienbetrieb, wenn in ihm regelmäßig nur Mitglieder des Familienhaushalts 
beſchäftigt werden, die mit dem Unternehmer oder deſſen Ehegatten bis zum dritten Grade verwandt 
ſind. i f 
(4) Der Senat kann Beſtimmungen darüber erlaſſen, ob einzelne Arten von Betrieben oder Be⸗ 
ſchäftigungen unter die vorſtehenden Ausnahmen fallen. Soweit derartige Beſtimmungen nicht erlaſſen 
ſind, kann das Gewerbeaufſichtsamt im Einzelfalle eine entſprechende Entſcheidung treffen. 


83 
Begriff der Arbeitszeit 

(1) Tägliche Arbeitszeit iſt die Zeit vom Beginn bis zum Ende der Arbeit ohne die Ruhepauſen 
(§ 15). Wochenarbeitszeit iſt die Arbeitszeit von Montag bis einſchließlich Sonntag. 

(2) Arbeitszeit iſt auch die Zeit, während der ein im übrigen im Betriebe Beſchäftigter in ſeiner 
eigenen Wohnung oder Werkſtätte oder ſonſt außerhalb des Betriebes beſchäftigt wird. Werden Kinder 
oder Jugendliche von mehreren Stellen beſchäftigt, fo dürfen die einzelnen Beſchäftigungen zuſammen 
die geſetzliche Höchſtgrenze der Arbeitszeit nicht überſchreiten. 

(3) Werden Kinder oder Jugendliche in erheblichem Maße mit Arbeiten, die unter dieſe Verord⸗ 
nung fallen, und auch in anderen Wirtſchaftszweigen (8 2 Abſ. 1) in einem Lehr- oder Arbeitsverhältnis 
beſchäftigt, ſo finden die Vorſchriften des § 5 Abi. 3 Nr. 2 und der $$ 7 bis 13 über die Dauer der 
Arbeitszeit auf die geſamte Beſchäftigung Anwendung. = 


Zweiter Abſchnitt 
Kinder arbeit 
i Sn 84 
= Verbot der Kinderarbeit 
(1) Kinderarbeit it grundſätzlich verboten. . 
(2) Ausnahmen ſind nur zuläſſig, ſoweit ſie in den nachfolgenden Vorſchriften ausdrücklich vor⸗ 
geſehen ſind. f 501389 : 2 bl En, ’ 


> 
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8 5 
Kinderarbeit vor Beendigung der Volksſchulpflicht 

(1) Volksſchulpflichtige Kinder dürfen nur beſchäftigt werden, wenn dem Unternehmer vor Beginn 
der Beſchäftigung eine Arbeitskarte des Kindes ausgehändigt worden iſt. Dies gilt nicht für eine nur 
gelegentliche Beſchäftigung von Kindern über zwölf Jahre mit einzelnen Arbeitsleiſtungen. 

(2) Volksſchulpflichtige Kinder über zwölf Jahre dürfen mit leichten Arbeiten im Handelsgewerbe, 
mit dem Austragen von Waren, mit anderen Botengängen und mit Handreichungen beim Sport be⸗ 
ſchäftigt werden. In Familienbetrieben iſt auch eine Beſchäftigung mit anderen Arbeiten zuläſſig, ſoweit 
nicht der Senat die Arbeiten ausdrücklich als ungeeignet bezeichnet hat. 

(3) Für die Beſchäftigung von Kindern nach Abſ. 2 gelten folgende Beſchränkungen: 

1. Die Kinder dürfen nur in der Zeit zwiſchen acht und neunzehn Uhr und nicht vor dem Vor⸗ 
mittagsunterricht beſchäftigt werden; in dieſen Grenzen muß auch die für den Arbeitsweg auf⸗ 
zuwendende Zeit liegen. 

2. Die Beſchäftigung darf nicht länger als zwei Stunden, während der Schulferien nicht länger 
als vier Stunden täglich dauern. Nach dem Vormittagsunterricht iſt eine mindeſtens zwei⸗ 
ſtündige, nach dem Nachmittagsunterricht eine mindeſtens einſtündige ununterbrochene arbeits⸗ 
freie Zeit zu gewähren. 

3. Bei einer Beſchäftigung von mehr als drei Stunden täglich iſt den Kindern eine Ruhepauſe 
von einer halben Stunde zu gewähren; die halbſtündige Pauſe kann durch zwei Ruhepauſen 
von je einer Viertelſtunde erſetzt werden. 

4. Während der Schulferien ſind die Kinder jährlich mindeſtens fünfzehn Werktage von der Be⸗ 
ſchäftigung freizulaſſen. Dieſe arbeitsfreie Zeit iſt nach Möglichkeit zuſammenhängend zu 
gewähren; ſie darf nicht in mehr als zwei Abſchnitte zerlegt werden. 

5. An Sonn- und Feiertagen dürfen Kinder nicht beſchäftigt werden. Zuläſſig ſind Handrei⸗ 
chungen beim Sport für die Dauer von vier Stunden. 

(4) Bei Muſikaufführungen, Theatervorſtellungen und anderen Schauſtellungen oder Darbie⸗ 
tungen, bei denen Belange der Kunſt oder Wiſſenſchaft es erfordern, und bei Filmaufnahmen kann 
das Gewerbeaufſichtsamt ausnahmsweiſe die Beſchäftigung von Kindern zulaſſen. Die Verwendung von 
Kindern unter drei Jahren darf jedoch nur zugelaſſen werden, wenn ein erhebliches wiſſenſchaftliches 
oder künſtleriſches Bedürfnis ia notwendig macht und nachweislich beſondere Vorkehrungen zum Schutze 
der Geſundheit und zur ſachkundigen Pflege und Beaufſichtigung der Kinder getroffen find. Das Ge— 
werbeaufſichtsamt hat die näheren Beſtimmungen über die Lage und Dauer der Beſchäftigung, über 
die Ruhepauſen und über etwaige Sonntagsarbeit zu treffen. 


§ 6 
Kinderarbeit nach Beendigung der Volksſchulpflicht 

(1) Kinder, die nicht mehr volksſchulpflichtig ſind, dürfen bis zu ſechs Stunden täglich beſchäftigt 
werden. Im übrigen finden die Vorſchriften des Dritten Abſchnitts über die Arbeitszeit der Jugend⸗ 
lichen mit Ausnahme des 8 8 Abs. 2 Anwendung. In einem Lehrverhältnis dürfen Kinder, die nicht 
mehr volksſchulpflichtig ſind, nach Anzeige an das Gewerbeaufſichtsamt ebenſo wie Jugendliche beſchäftigt 
werden. 

(2) Bei Muſikaufführungen, Theatervorſtellungen, anderen Schauſtellungen, Darbietungen oder 
Luſtbarkeiten und bei Filmaufnahmen iſt eine Beſchäftigung nur mit Genehmigung des Gewerbeauf⸗ 
ſichtsamts zuläſſig. Dieſes hat die näheren Beſtimmungen über die Lage und Dauer der Beſchäftigung, 
über die Ruhepauſen und über etwaige Sonntagsarbeit zu treffen. 


Dritter Abſchnitt 
Arbeitszeit der Jugendlichen 
8 7 
Regelmäßige Arbeitszeit a 
(1) Die tägliche Arbeitszeit der Jugendlichen darf acht Stunden, ihre Wochenarbeitszeit acht⸗ 
undvierzig Stunden nicht überſchreiten. 5 
(2) Bei Arbeiten, die ihrer Art nach einen ununterbrochenen Fortgang erfordern, darf die Wo⸗ 
chenarbeitszeit der Jugendlichen über ſechzehn Jahre im Durchſchnitt von zwei Wochen zweiundfünfzig 
Stunden betragen. 1 391 f 1 9125 
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8 8 a 
Berufsſchule 
(1) Den Jugendlichen iſt die zur Erfüllung der geſetzlichen Berufsſchulpflicht notwendige Zeit zu 
gewähren. 
(2) Die Unterrichtszeit in einer Berufsſchule iſt auf die Dauer der Arbeitszeit anzurechnen. Die 
Erziehungsbeihilfe oder der Lohn iſt für die Unterrichtszeit weiterzuzahlen. 


8 9 
Andere Verteilung der Arb eitszeit 

(1) Wird die Arbeitszeit an einzelnen Tagen regelmäßig verkürzt, ſo kann die ausfallende Ar⸗ 
beitszeit auf die übrigen Tage derſelben ſowie der vorhergehenden oder der folgenden Woche verteilt 
werden. Dieſer Ausgleich iſt ferner zuläſſig, ſoweit die Art des Betriebes eine ungleichmäßige Verteilung 
der Arbeitszeit erfordert; das Gewerbeaufſichtsamt kann beſtimmen, ob dieſe Vorausſetzung vorliegt. 

(2) Die durch Betriebsfeiern, Volksfeſte, öffentliche Veranſtaltungen oder aus ähnlichem Anlaß 
ausfallende Arbeitszeit kann auf die Werktage von fünf zuſammenhängenden, die Ausfalltage ein⸗ 
ſchließenden Wochen verteilt werden. Dasſelbe gilt, wenn in Verbindung mit Feiertagen die Arbeitszeit 
an Werktagen ausfällt, um den Gefolgſchaftsmitgliedern eine längere zuſammenhängende Freizeit 
zu gewähren. 

(3) Die tägliche Arbeitszeit darf bei Anwendung der Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 neun 
Stunden nicht überſchreiten. 

8 10 
Vor- und Abſchlußarbeiten 

(1) Vor⸗ und Abſchlußarbeiten ſind grundſätzlich durch ſpäteren Beginn oder frühere Beendigung 
der Arbeitszeit oder durch längere Ruhepaufen auszugleichen. 

(2) Falls die Ausbildung der Jugendlichen es erfordert oder falls zwingende betriebliche Gründe 
vorliegen, darf die nach den 88 7 und 9 zuläſſige Dauer der Arbeitszeit für Jugendliche über ſechzehn 
Jahre um eine halbe Stunde täglich in folgenden Fällen ausgedehnt werden: 

1. bei Arbeiten zur Reinigung und Inſtand haltung, ſoweit ſich dieſe Arbeiten während des 
regelmäßigen Betriebes nicht ohne Unterbrechung oder erhebliche Störung ausführen laſſen, 

2. bei Arbeiten, von denen die Wiederaufnahme oder Aufrechterhaltung des vollen Betriebes 
arbeitstechniſch abhängt, 

3. bei dem Zuendebedienen der Kundſchaft einſchließlich der damit zuſammenhängenden notwen⸗ 
digen Aufräumungsarbeiten. 

(3) Das Gewerbeaufſichtsamt kann beſtimmen, welche Arbeiten als Vor⸗ und Abſchlußarbeiten 
gelten. 

§ 11 
Behördliche Genehmigung von Arbeitszeitverläng erungen 

Das Gewerbeaufſichtsamt kann eine Überſchreitung der nach den SS 7, 9 und 10 zuläſſigen Dauer 
der Arbeitszeit für Jugendliche über ſechzehn Jahre bis zu zehn Stunden täglich und vierundfünfzig 
Stunden wöchentlich zulaſſen, 

1. wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfange Arbeitsbereitſchaft fällt und 
aus dieſem Grunde die Arbeitszeit für die erwachſenen Gefolgſchaftsmitglieder verlängert iſt, 
2. wenn aus dringenden Gründen des Gemeinwohls, insbeſondere zur Ausbildung der Jugend⸗ 
lichen, Mehrarbeit erforderlich iſt. 
8 12 
Höchſtgrenze für Arbeitszeitverlängerungen 

Die Arbeitszeit darf auch bei Zuſammentreffen der Ausnahmen durch andere Verteilung der Ar- 
beitszeit, durch Vor- und Abſchlußarbeiten und durch behördliche Genehmigung von Arbeitszeitver⸗ 
längerungen zehn Stunden täglich und vierundfünfzig Stunden wöchentlich nicht überſchreiten. 


8 13 
i Mehrarbeitsvergütung 
(1) Wird auf Grund des § 11 Nr. 2 Mehrarbeit geleiſtet, ſo haben die Jugendlichen mit Aus⸗ 
nahme der Lehrlinge für die über die Grenzen der SS 7 und 9 hinausgehende Arbeitszeit Anſpruch 
auf eine angemeſſene Vergütung über den Lohn für die regelmäßige Arbeitszeit hinaus. 
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(2) Als angemeſſene Vergütung gilt, wenn nicht die Beteiligten eine andere Regelung verein- 
baren oder der Senat oder der Landestreuhänder der Arbeit eine abweichende Regelung trifft, ein Zu⸗ 
ſchlag von fünfundzwanzig vom Hundert. 

8 14 
Arbeitsfreie Zeiten 

(1) Nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit iſt den Jugendlichen eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindeſtens zwölf Stunden zu gewähren. 

(2) In Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, im übrigen Beherbergungsweſen und in Bäckereien und 
Konditoreien darf die ununterbrochene Ruhezeit für Jugendliche über ſechzehn Jahre auf zehn Stun⸗ 
den verkürzt werden. 

8 15 
Ruhepauſen 

(1) Den Jugendlichen müſſen bei einer Arbeitszeit von mehr als viereinhalb Stunden eine oder 
mehrere im voraus feſtſtehende Ruhepauſen von angemeſſener Dauer innerhalb der Arbeitszeit ge⸗ 
währt werden. Die Ruhepauſen müſſen mindeſtens betragen bei mehr als viereinhalb bis zu ſechs 
Stunden Arbeitszeit zwanzig Minuten, bei mehr als ſechs bis zu acht Stunden eine halbe Stunde, 
bei mehr als acht bis zu neun Stunden drei Viertelſtunden und bei mehr als neun Stunden eine Stunde. 
Länger als viereinhalb Stunden hintereinander dürfen Jugendliche nicht ohne Ruhepauſe beſchäftigt 
werden. 

(2) Als Ruhepauſen gelten nur Arbeitsunterbrechungen von mindeſtens einer Viertelſtunde. 

(3) Während der Ruhepauſen darf den Jugendlichen eine Beſchäftigung im Betriebe nicht geſtattet 
werden. Für den Aufenthalt während der Pauſen ſind nach Möglichkeit beſondere Aufenthaltsräume 
oder freie Plätze bereitzuſtellen. Der Aufenthalt in den Arbeitsräumen darf nur geſtattet werden, 
wenn die Arbeit in den Teilen des Betriebes, in denen die Jugendlichen ſich aufhalten, während der 
Pauſen völlig eingeſtellt und auch ſonſt die notwendige Erholung nicht beeinträchtigt wird. Die 
Heranziehung zu körperlichen Übungen, die der Erholung und Kräftigung dienen, it zuläſſig. 

(4) Das Gewerbeaufſichtsamt kann, ſoweit es mit der Rückſicht auf die Schutzbedürftigkeit der 
Jugendlichen vereinbar iſt, aus wichtigen Gründen eine von den Abſätzen 1 bis 3 abweichende Re⸗ 
gelung zulaſſen. Es kann für Betriebe oder Betriebsteile oder für beſtimmte Arbeiten, ſoweit die 
Schwere der Arbeit oder der ſonſtige Einfluß der Beſchäftigung auf die Geſundheit der Jugendlichen 
es erwünſcht erſcheinen läßt, über die Vorſchriften der Abſätze 1 und 2 hinausgehende Pauſen anzu⸗ 
ordnen. ! 


8 16 
Nachtruhe 

(1) Jugendliche dürfen nicht in der Nachtzeit von zwanzig bis ſechs Uhr beſchäftigt werden. 

(2) In Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften und im übrigen Beherbergungsweſen dürfen Jugendliche unter 
ſechzehn Jahren bis einundzwanzig Uhr und Jugendliche über ſechzehn Jahre bis dreiundzwanzig Uhr 
beſchäftigt werden. In Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, in denen der Hauptgeſchäftsverkehr regelmäßig in 
den ſpäten Abendſtunden liegt, kann das Gewerbeaufſichtsamt die Beſchäftigung Jugendlicher über 
ſechzehn Jahre als Kellner und Köche bis vierundzwanzig Uhr zulaſſen. Weibliche Jugendliche dürfen 
nach zweiundzwanzig Uhr nicht zur Bedienung der Gäſte herangezogen werden. 

(3) In Bäckereien und Konditoreien dürfen Jugendliche über ſechzehn Jahre in der Nachtzeit be⸗ 
ſchäftigt werden, ſoweit nach der Rechtsverordnung über die Arbeitszeit in Bäckereien und Kondi⸗ 
toreien vom 11. 11. 1932 (G. Bl. S. 763) 5 Herſtellung von Bäcker- und Konditorwaren wäh⸗ 
rend der Nachtzeit erlaubt iſt. 

(4) Bei Muſikaufführungen, Theatervorſtellüncgel, anderen Schauſtellungen, Darbietungen oder 
Luſtbarkeiten und bei Filmaufnahmen dürfen Jugendliche bis vierundzwanzig Uhr beſchäftigt werden, 
Jugendliche unter ſechzehn Jahren jedoch nur nach vorheriger Anzeige an das Gewerbeaufſichtsamt. 
Das Gewerbeaufſichtsamt kann die Beſchäftigung Jugendlicher unter ſechzehn Jahren nach zwanzig Uhr 
unterſagen oder von Bedingungen abhängig machen. 

(5) In mehrſchichtigen Betrieben dürfen Jugendliche über ſechzehn Jahre in wöchentlichem 
Wechſel bis dreiundzwanzig Uhr beſchäftigt werden. Nach vorheriger Anzeige an das Gewerbeauſſichts⸗ 
amt kann abweichend von der Vorſchrift des Abſatzes 1 die Frühſchicht regelmäßig früheſtens um fünf 
Uhr beginnen, wenn die Spätſchicht entſprechend früher endet; in dieſem Falle dürfen in der Frühſchicht 
auch Jugendliche unter ſechzehn Jahren von fünf Uhr ab beſchäftigt werden. Das Gewerbeaufſichtsamt 
kann zulaſſen, daß die Spätſchicht regelmäßig ſpäteſtens um vierundzwanzig Uhr ä wenn die Früh⸗ 
ſchicht entſprechend ſpäter beginnt. 
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(6) Das Gewerbeaufſichtsamt kann in Betrieben, in denen die Arbeiter in außergewöhnlichem 
Grade der Einwirkung von Hitze ausgeſetzt ſind, in der warmen Jahreszeit die Beſchäftigung Jugend⸗ 
licher vor ſechs Uhr zulaſſen. 

§ 17 
Frühſchluß vor Sonn⸗ und Feiertagen 

(1) An den Sonnabenden und den Tagen vor dem Weihnachts⸗ und Neujahrsfeſt dürfen Jugend⸗ 
liche in einſchichtigen Betrieben nicht nach vierzehn Uhr beſchäftigt werden. Der durch den Frühſchluß 
eintretende Ausfall an Arbeitsſtunden kann entſprechend den Vorſchriften des $ 9 über andere Ver⸗ 
teilung der Arbeitszeit ausgeglichen werden. 

(2) Die Vorſchriften des Abſatzes 1 finden, ſoweit bisher eine Beſchäftigung am Sonnabend⸗ 
nachmittag üblich geweſen iſt, keine Anwendung auf das Verkehrsweſen, auf Fleiſchereien, auf Bäcke⸗ 
reien und Konditoreien, auf Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, auf das übrige Beherbergungsweſen, auf 
das Friſeurhandwerk, auf Gärtnereien, auf Ausbeſſerungswerkſtätten für Kraftfahrzeuge und Fahr⸗ 
räder, auf Krankenpflegeanſtalten, auf Muſikaufführungen, Theatervorſtellungen, andere Schauſtel⸗ 
lungen, Darbietungen oder Luſtbarkeiten, auf Filmaufnahmen, auf offene Verkaufsſtellen, auf den 
Marktverkehr und auf Handreichungen beim Sport. Sie finden weiter keine Anwendung auf Jugendliche 
über ſechzehn Jahre in den mit offenen Verkaufsſtellen verbundenen Anderungswerkſtätten, ſoweit die 
Arbeiten nicht durch geeignete Erwachſene ausgeführt werden können. Jugendliche, die auf Grund dieſer 
Vorſchriften abweichend vom Abſ. 1 beſchäftigt werden, ſind an einem anderen Tage der nächſten 
Woche von vierzehn Uhr ab von der Arbeit freizulaſſen. An Stelle des freien Nachmittags kann in 
jeder zweiten Woche ein Vormittag bis vierzehn Uhr freigegeben werden. 

(3) Der Senat kann Ausnahmen von den Vorſchriften des Abſatzes 1 für einzelne Arten von Be⸗ 
trieben oder Beſchäftigungen zulaffen, insbeſondere für Gewerbe, in denen an dieſen Tagen regelmäßig 
ein erhöhter Arbeitsbedarf vorhanden iſt. 

(4) Aus dringenden Gründen des Gemeinwohls oder wenn ein unverhältnismäßiger, auf andere 
Weiſe nicht zu verhütender Schaden für den Betrieb eintreten würde, kann das Gewerbeaufſichtsamt für 
insgeſamt ſechs Sonnabende im Kalenderjahr, jedoch für höchſtens zwei Sonnabende hintereinander 
die Beſchäftigung Jugendlicher über ſechzehn Jahre abweichend von den Vorſchriften des Abſatzes 1 zu⸗ 
laſſen. Für weitere ſechs Sonnabende im Jahr und für mehr als zwei Sonnabende hintereinander 
kann der Senat die gleichen Ausnahmen zulaſſen. 


8 18 
Sonn- und Feiertagsruhe 

(1) An Sonn⸗ und Feiertagen dürfen Jugendliche nicht beſchäftigt werden. 

(2) Zuläſſig iſt die Beſchäftigung von Jugendlichen über ſechzehn Jahre bei Arbeiten, die ihrer, 
Art nach einen ununterbrochenen Fortgang erfordern, falls für dieſe Arbeiten die Beſchäftigung er⸗ 
wachſener Gefolgſchaftsmitglieder an Sonn⸗ und Feiertagen geſtattet iſt. Jeder zweite Sonntag muß 
beſchäftigungsfrei bleiben. : 

(3) Zuläſſig it die Beſchäftigung von Jugendlichen in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften und im 
übrigen Beherbergungsweſen, in Krankenpflegeanſt alten, bei Muſikaufführungen, Theatervorſtellungen, 
anderen Schauſtellungen, Darbietungen oder Luſt barkeiten und im Marktverkehr. Den hiernach an 
Sonn- und Feiertagen beſchäftigten Jugendlichen iſt wöchentlich ein voller Ruhetag zu gewähren. In 
jeder vierten Woche muß der Ruhetag auf einen Sonntag fallen. 

(4) Zuläſſig iſt die Beſchäftigung von Jugendlichen mit Handreichungen beim Sport bis zur 
Dauer von ſechs Stunden. Zuläſſig iſt ferner die Beſchäftigung von Jugendlichen in offenen Verkaufs⸗ 
ſtellen an höchſtens ſechs Sonn- und Feiertagen im Kalenderjahr, ſoweit an dieſen nach den Vorſchriften 
der Gewerbeordnung 8 105 b Abſ. 2 eine Beſchäftigung Erwachſener geſtattet iſt. Die Dauer dieſer 
Beſchäftigungen wird auf die Wochenarbeitszeit (§ 7) nicht angerechnet. 

(5) Aus dringenden Gründen des Gemeinwohls oder wenn ein unverhältnismäßiger, auf andere 
Weiſe nicht zu verhütender Schaden für den Betrieb eintreten würde, kann das Gewerbeaufſichtsamt für 
insgeſamt ſechs Sonntage im Kalenderjahr, jedoch für höchſtens zwei Sonntage hintereinander die 
Beſchäftigung Jugendlicher über ſechzehn Jahre abweichend von den Vorſchriften des Abſatzes 1 zu⸗ 
laſſen. Für weitere ſechs Sonntage im Jahr und für mehr als zwei Sonntage hintereinander kann 
der Senat die gleichen Ausnahmen zulaſſen. N f 
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8 19 
Ausnahmen in Notfällen 

Die Vorſchriften des § 7 über regelmäßige Arbeitszeit und der SS 14 bis 18 über arbeitsfreie 
Zeiten, Ruhepauſen, Nachtruhe, Frühſchluß vor Sonn⸗ und Feiertagen und über Sonn⸗ und Feier⸗ 
tagsruhe finden keine Anwendung auf vorübergehende Arbeiten, die in Notfällen ſofort vorgenommen 
werden müſſen. Der Betriebsführer hat die Vornahme ſolcher Arbeiten dem Gewerbeaufſichtsamt 
unverzüglich anzuzeigen. 

8 20 
Gefährliche Arbeiten 

(1) Der Senat kann die Beſchäftigung Jugendlicher für einzelne Arten von Betrieben oder Ar⸗ 
beiten, die mit beſonderen Gefahren für die Geſundheit oder Sittlichkeit verbunden ſind, gänzlich unter⸗ 
ſagen oder von Bedingungen abhängig machen. 

(2) Unabhängig von einer Regelung nach Abſ. 1 kann das Gewerbeaufſichtsamt in einzelnen 
Fällen die Beſchäftigung Jugendlicher mit gefährlichen oder beſonders anſtrengenden Arbeiten unter⸗ 
ſagen oder von Bedingungen abhängig machen. 

8 21 
Urlaub 

(1) Der Betriebsführer hat jedem Jugendlichen, der länger als drei Monate ohne Unterbrechung 
im Lehr- oder Arbeitsverhältnis bei ihm tätig geweſen iſt, für jedes Kalenderjahr unter Fortgewährung 
der Erziehungsbeihilfe oder des Lohnes Urlaub zu erteilen. Die Pflicht zur Urlaubserteilung beſteht 
nicht, ſoweit dem Jugendlichen für das Kalenderjahr bereits von einem anderen Betriebsführer Ur⸗ 
laub gewährt worden iſt. Sie entfällt, wenn der Jugendliche durch eigenes Verſchulden aus einem 
Grunde entlaſſen wird, der eine friſtloſe Kündigung rechtfertigt, oder wenn er das Lehr- oder Arbeits⸗ 
verhältnis unberechtigt vorzeitig löſt. i 

(2) Im Baugewerbe, in Baunebengewerben und in Gewerben, die ihrer Natur nach nur zu be⸗ 
ſtimmten Jahreszeiten betrieben werden oder regelmäßig in gewiſſen Zeiten des Jahres erheblich 
verſtärkt arbeiten, kann durch Tarifordnung eine abweichende Regelung der Wartezeit getroffen und die 
Pflicht zur Gewährung des Urlaubs auf die einzelnen Unternehmer, bei denen der Jugendliche 
beſchäftigt wird, verteilt werden. Dieſe Vorſchriften gelten nicht für die Beſchäftigung Jugendlicher 
in einem Lehrverhältnis. 

(3) Der Arlaub iſt nach Möglichkeit zuſammen hängend in der Zeit der Berufsſchulferien und in 
der Zeit eines Lagers oder einer Fahrt der Staatsjugend zu erteilen. Er iſt ſpäteſtens bis zum ein⸗ 
unddreißigſten März des folgenden Jahres zu gewähren. Die Mindeſtdauer des Urlaubs beträgt 
für Jugendliche unter ſechzehn Jahren fünfzehn, für Jugendliche über ſechzehn Jahre zwölf Werktage. 
Sie erhöht ſich auf achtzehn Werktage, wenn der Jugendliche mindeſtens zehn Tage an einem Lager 
oder einer Fahrt der Staatsjugend teilnimmt. Maßgebend für die Urlaubsdauer iſt das Alter des 
Jugendlichen bei Beginn des Kalenderjahres. 

(4) Während des Urlaubs darf der Jugendliche keine dem Urlaubszweck widerſprechende Erwerbs⸗ 
arbeit leiſten. ö 

(5) Tarifliche Beſtimmungen, ſoweit fie für den Jugendlichen günſtiger als die geſetzlichen Min⸗ 
deſtbeſtimmungen ſind, bleiben weiterhin in Kraft. 


8 22 
Offentliche Betriebe und Verwaltungen 
Für die Betriebe und Verwaltungen des Staates und für die Verwaltungen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände können die vorgeſetzten Dienſtbehörden die für Beamte gültigen Dienſtvorſchriften 
über die Arbeitszeit auf Jugendliche über ſechzehn Jahre übertragen. 


Vierter Abſchnitt 
Durchführungsvorſchriften 
8 23 
Aushänge und Verzeichniſſe 
(1) Jeder Betriebsführer, der Jugendliche beſchäftigt, iſt verpflichtet: 
1. ein Verzeichnis der Jugendlichen mit Tag und Jahr ihrer Geburt und mit dem Tage ihres 
Eintritts in den Betrieb zu führen; in dieſes Verzeichnis iſt der nach 8 21 gewährte Urlaub 
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für jeden Jugendlichen einzutragen. Das Verzeichnis iſt mindeſtens zwei Jahre nach der 
letzten Eintragung aufzubewahren, 

2. einen Abdruck dieſer Verordnung an geeigneter Stelle im Betriebe zux Einſicht auszulegen, 

3. einen Aushang über Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit und der Ruhe⸗ 
pauſen an ſichtbarer Stelle im Betriebe anzubringen, 

4. einen Nachweis über die andere Verteilung der Arbeitszeit nach § 9 zu führen, ferner über die 
Bor- und Abſchlußarbeiten nach 8 10 und über die Arbeiten in Notfällen nach 8 19 und 
darin Lage und Dauer der Arbeitszeit und ihre Verteilung auf die Jugendlichen unver⸗ 
züglich anzugeben; den beteiligten Gefolgſchaftsmitgliedern iſt auf Verlangen Einſicht in den 
Nachweis zu gewähren, 

5. ein Verzeichnis über die den Jugendlichen nach 8 17 Abſ. 2 und § 18 Abſ. 3 als Erſatz für 
die Beſchäftigung am Sonnabend oder am Sonntag zu gewährende Freizeit zu führen. 

(2) Die im Abſ. 1 Nr. 1, 4 und 5 vorgeſchriebenen Nachweiſe ſind dem Gewerbeaufſichtsamt auf 
Verlangen vorzuzeigen oder zur Einſicht einzuſenden. 


8 24 
Strafvorſchriften und Zwangsmaßnahmen 

(1) Wer einer Vorſchrift dieſer Verordnung oder einer auf Grund dieſer Verordnung ergangenen 
Verordnung oder Anordnung zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Gulden oder mit 
Haft beſtraft. 

(2) In beſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Gefängnis und Geldſtrafe oder eine dieſer 
Strafen. 

(3) Wer gewiſſenlos eine Perſon unter achtzehn Jahren, die durch ein Arbeits⸗ oder Lehrver⸗ 
hältnis von ihm abhängt, durch Überanſtrengung in ihrer Arbeitskraft ſchwer gefährdet, wird mit 
Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft. In beſonders ſchweren Fällen iſt die Strafe Zuchthaus. 

(4) Bei einer Zuwiderhandlung gegen die auf Grund des 8 20 erlaſſenen Beſtimmungen über die 
Beſchäftigung bei gefährlichen Arbeiten kann das Gewerbeaufſichtsamt bis zur Herſtellung des den 
Beſtimmungen entſprechenden Zuſtandes die Einſtellung des Betriebes, ſoweit er durch die Be— 
ſtimmungen getroffen wird, anordnen, falls deſſen Fortſetzung erhebliche Nachteile oder Gefahren her⸗ 
beizuführen geeignet wäre. 

(5) Die Vorſchriften der Gewerbeordnung § 151 über die Verantwortlichkeit der vom Unter⸗ 
nehmer zur Leitung des Betriebes oder eines Betriebsteiles oder zur Beaufſichtigung beſtellten Per⸗ 
ſonen finden entſprechende Anwendung. 

8 25 
Beſchwerden 

(1) Gegen einen auf Grund dieſer Verordnung ergangenen Beſcheid iſt die Beſchwerde an den 
Senat zuläſſig. 

(2) Die Beſchwerde ſteht außer den Beteiligten auch dem Staatsjugendführer und den beteiligten 
berufsſtändiſchen Organiſationen zu. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 


8 26 
Arbeitsaufſicht und Behördenzuſtändigkeit 

(1) Die Aufſicht über die Ausführung der Vorſchriften dieſer Verordnung und der auf Grund 
dieſer Verordnung erlaſſenen Beſtimmungen obliegt dem Gewerbeaufſichtsamt. 

(2) Auf die Befugniſſe und Obliegenheiten der Aufſichtsbehörde finden die Vorſchriften des 
§ 139 b der Gewerbeordnung Anwendung. 

(3) Der Senat iſt ermächtigt, die ihm nach dieſer Verordnung zuſtehenden Befugniſſe auf eine 
andere Stelle zu übertragen. 

(4) Bei den Betrieben und Verwaltungen des Staates und bei den Verwaltungen der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände üben die vorgeſetzten Dienſtbehörden die dem Gewerbeaufſichtsamt oder 
anderen Behörden nach dieſer Verordnung zuſtehenden Befugniſſe aus; die Verordnungsbefugnis 
ſteht jedoch dem Senat zu. Der Senat kann dieſe Befugniſſe dem Gewerbeaufſichtsamt übertragen. 


8 27 
Ausführungsbeſtimmungen 
Der Senat erläßt nach Anhörung des Staatsjugendführers die zur Durchführung dieſer Verord⸗ 
nung erforderlichen Rechts⸗ und Verwaltungsvorſchriften. 
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Ss 28 
Übergangsvorſchriften 

(1) Der Senat kann nach Anhörung des Staatsjugendführers 

1. für beſtimmte Gewerbezweige die Beſchäftigung von Kindern über zehn Jahre, die mit dem 
Unternehmer oder deſſen Ehegatten bis zum dritten Grade verwandt ſind, in Familienbetrie⸗ 
ben zulaſſen, 

2. unter zeitlicher Begrenzung für einzelne Arten von Betrieben oder Beſchäftigungen zu⸗ 
laſſen, daß die Unterrichtszeit in einer Berufsſchule auf die Dauer der Arbeitszeit ganz oder 
teilweiſe nicht angerechnet wird, falls durch den Ausfall von Jugendlichen der Betrieb oder 
Betriebsteile nicht fortgeführt werden könnten, f 

3. unter zeitlicher Begrenzung die Beſchäftigung Jugendlicher unter ſechzehn Jahren zwiſchen 
fünf und vierundzwanzig Uhr und Jugendlicher über ſechzehn Jahre während der Nachtzeit 
zulaſſen, ſoweit es das Gemeinwohl, ins beſondere die Gefahr des Verderbens von Rohſtof⸗ 
fen oder Lebensmitteln oder die Rückſicht auf die Heranbildung eines geeigneten Nach⸗ 
wuchſes, dringend erfordert. 

(2) Der Senat kann ferner in befriſteten Ausnahmefällen aus dringenden Gründen des Gemein⸗ 
wohls oder zum Ausgleich ausfallender Arbeitsſt unden eine über die Vorſchriften des Dritten Ab⸗ 
ſchnitts dieſer Verordnung hinausgehende Dauer der Arbeitszeit zulaſſen. Er kann dabei gleichzeitig 
eine Verkürzung der ununterbrochenen Ruhezeit geſtatten. Die Vorſchrift des § 13 über Mehrarbeits⸗ 
vergütung findet Anwendung, ſoweit es ſich nicht um den Ausgleich ausfallender Arbeitsſtunden 
handelt. 


8 29 
Inkrafttreten 


Dieſe Verordnung tritt am 1. Januar 1939 in Kraft, die Vorſchriften des § 21 über den Urlaub 
und des § 27 über Ausführungsbeſtimmungen jedoch ſchon mit dem Tage der Verkündung. 


Ss 30 
Anderung beitehender Geſetze 
(1) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten die entgegenſtehenden Vorſchriften anderer 
Geſetze und Verordnungen außer Kraft. 
(2) Das Geſetz, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben, vom 30. März 1903 (Reichs⸗ 
geſetzblatt S. 113) tritt außer Kraft. 
(3) Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 
1. Im 8 42 b Abſ. 3 fallen die Worte „und gemäß 8 60 b Abſ. 3 verboten“ weg. 
2. Der $ 42 b Abſ. 5, der § 60 b Abſ. 3, der 8 62 Abſ. 3 und der $ 136 (früher $ 136 Abſ. 4) 
fallen weg. 
3. In den SS 105 d Abſ. 1 und 105 f Abſ. 1 werden die Worte „von der Beſtimmung des 
§ 105 b Abſ. 1“ und im $ 105 h Abſ. 2 die Worte: „von der Vorſchrift des § 105 b 
Abſ. 1“ erſetzt durch die Worte: „von den Vorſchriften des § 105 b“. 
4. Im $ 148 Abi. 1 Nr. 7b wird „§ 60 b Abſ. 2, 3“ erſetzt durch „§ 60 b Abſ. 2“ 
5. Der $ 148 Abſ. 1 Nr. 7 d fällt weg. 
6. Im 5 154 Abſ. 3 fällt „S 136,“ weg. 
Es treten außer Kraft. 
die Bekanntmachung, betreffend die Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats über die 
Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern und von Arbeiterinnen in Werkſtätten mit Motor⸗ 
betrieb, vom 13. Juli 1900 (R. G. Bl. S. 566), 
2. die Verordnung, betreffend die Ausdehnung der SS 137 bis 139 und des $ 139 b der Ge⸗ 
werbeordnung auf die Werkſtätten der Kleider- und Wäſchekonfektion, vom 31. Mai 1897, 
17. Februar 1904 (R. G. Bl. 1897, S. 459, 1904 S. 62). 


— 
> 


Danzig, den 5. Oktober 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W. 5/38 f Greiſer Huth 
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164 Verordnung 
zur Ergänzung des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter in der Faſſung der 
Bekanntmachung vom 10. Februar 1938 (G. Bl. S. 57). 
Vom 5. Oktober 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 43 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzesraft verordnet: 


Artikel I 
Dem $ 15 des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter in der Faſſung der Be⸗ 
kanntmachung vom 10. Februar 1938 (G. Bl. S. 57) wird als dritter Abſatz folgende Beſtimmung 
angefügt: i J 
Schwerbeſchädigter im Sinne des Abſ. 2 iſt nicht, wer eine Rente von 50 v. H. oder 
mehr nicht länger als 3 Monate bezogen hat. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. Oktober 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S 1506 Greifer Dr. Großmann 
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